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Forderungen nach Senkung der Rüstungsausgaben, stärkerer 
Besteuerung der Großbourgeoisie, Eingriffen in die Investi­
tionspolitik der Konzerne und Kontrolle der grenzüberschrei­
tenden Kapitalströme zu stellen. Damit ist die Mitbestim­
mung in den Betrieben und Unternehmen direkt hineinge­
stellt in die entscheidende Frage der Gegenwart: das Wett­
rüsten zu zügeln, zur Abrüstung überzugehen und die damit 
freiwerdenden Mittel einer friedlichen Produktion und der 
Lösung sozialer Aufgaben zuzuführen.^

Nicht zu unterschätzen ist der Bildungseffekt, der bei 
einer Beteiligung an der Leitung der Produktion mit der 
Hebung des Bewußtseins einhergeht.25 Wegen des Vergesell­
schaftungsgrades der Produktion wächst objektiv das Bedürf­
nis der Arbeiterklasse, Verfügungs- und Verwaltungsrechte 

. über die Produktionsmittel zu erhalten. Eine tatsächliche Mit­
entscheidung über die Nutzung der Produktionsmittel erleich­
tert das Selbsterkennen eigener Stärke. Sie fördert zugleich 
das Bedürfnis nach höherer Bildung, denn die Mitentschei­
dung ist nur tragfähig bei hoher Sachkenntnis in den kom­
plizierten Fragen der Leitung der Produktion. Diese Einheit 
von Bildungszuwachs und Hebung des Bewußtseins ist na­
türlich kein automatisches Ergebnis der Mitbestimmung, son­
dern bedarf zielgerichteter Lenkung.

Schließlich ist die Mitbestimmung ein entscheidendes Mit­
tel zur Durchsetzung anderer Arbeiterrechte. Zwar stehen sie 
alle in einem Wechselverhältnis zueinander, aber die Mitbe­
stimmung erleichtert die Durchsetzung solcher Forderungen 
wie nach größerer Sicherheit der Arbeitsplätze, nach höherem 
Schutz vor Kündigung, Entlassung und Arbeitsplatzvernich­
tung. Sie kann auch positiv die Tarifauseinandersetzungen 
beeinflussen und zur Verteidigung sozialer Errungenschaften 
beitragen.

5. Engels lehrt uns, daß jede kämpfende Klasse ihre An­
sprüche „in der Gestalt von Rechtsfотderungen“ formulieren 
muß und daß diese Rechtsforderungen den konkret-histori­
schen Entwicklungsbedingungen und dem konkreten Klassen­
kräfteverhältnis entsprechen müssen.26 Die Mitbestimmung in 
der kapitalistischen Produktion ist eine objektive Erscheinung 
in einer bestimmten Entwicklungsstufe des Kapitalismus. Ihre 
Ausgestaltung als Form der „Sozialpartnerschaft“ oder als 
reale Errungenschaft der Arbeiterklasse ist abhängig vom 
Klassenkräfteverhältnis. Dies zugunsten der demokratischen 
Kräfte zu verändern und damit auch die gesellschaftlichen 
Bedingungen für eine fortschrittliche Mitbestimmung zu 
schaffen ist das erklärte Ziel der DKP.27
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Fortsetzung auf S. 458

Erweiterte Vollmachten für Geheim­
und Überwachungsdienste in den USA

USA-Präsident Reagan erklärte bereits im Wahlkampf 1980, 
daß seine Regierung „die amerikanischen Geheimdienste neu 
beleben und von unnötigen Einschränkungen befreien wird “.f 
Daß es sich dabei nicht um leere Worte handelte, beweist die 
jüngste Entwicklung in den USA.

Im Dezember 1981 erließ Reagan eine Direktive, die die 
ohnehin umfangreichen Vollmachten der CIA deutlich erwei­
tert. Danach ist es dieser Geheimdienstzentrale, die für ihre 
kriminellen Machenschaften außerhalb der USA bekannt und 
berüchtigt ist, auch innerhalb der Vereinigten Staaten aus­
drücklich erlaubt, solche „verdeckten Operationen“ durchzu­
führen wie die Infiltration politischer Organisationen, die ge­
heime Durchsuchung von Wohnungen, das öffnen privater 
Post und das Anzapfen von Telefonleitungen zum Zwecke des 
Abhörens von Gesprächen.1 11 1 2 Zur Einleitung dieser Maßnahmen 
genügt schon der Verdacht, „im Aufträge einer ausländischen 
Macht“ tätig zu sein — eine Floskel, mit der die Reaktion die 
Verfolgung von Kommunisten und anderen Demokraten, von 
Gewerkschaftsfunktionären, Bürgerrechtlern und Friedens­
kämpfern zu rechtfertigen trachtet.

Der verschärften Verfolgung progressiver Kräfte dienen 
auch die im März 1983 vom USA-Justizminister W. F. Smith 
erlassenen Richtlinien für die Tätigkeit des FBI, der Bundes­
untersuchungsbehörde.

Unter dem Vorwand, den Verbrechen und der Gewalt Ein­
halt zu gebieten, ermächtigen die Richtlinien das FBI, politi­
sche Organisationen zu infiltrieren, Festnahmen und Haus­
suchungen durchzuführen und Maßnahmen der elektronischen 
Überwachung anzuwenden, wenn „Tatsachen oder Umstände 
begründet anzeigen, daß zwei oder mehr Personen in eine 
Unternehmung zur Erreichung politischer und sozialer Ziele, 
die Gewalt einschließt, verwickelt sind“.3 Daran, daß Demon­
strationen zur Erreichung politischer und sozialer Ziele unter 
diese „Unternehmungen“ fallen, lassen die Richtlinien keinen 
Zweifel.

In der USA-Presse ist diese jüngste Entwicklung folgen­
dermaßen kommentiert worden: „Mit diesen Richtlinien 
rutscht das FBI zurück in das Geschäft des Überwachens ... 
Untersuchungen werden eingeleitet, die nur auf dem basie­
ren, wofür eine Person eintritt. Sie haben den Zweck, Per­
sonen von der Ausübung des Rechts auf Meinungs- und Ver­
sammlungsfreiheit abzuhalten, stellt die Bürgerrechtsorgani­
sation Civil Liberties Union fest ... Im Wesen geht es bei 
den neuen antidemokratischen Instruktionen für die CIA und 
das FBI darum, alle Bewegungen, die sich gegen die antihu­
mane Politik der Reagan-Administration richten, zu unter­
drücken.“

Wer also in den USA in Wahrnehmung verfassungsmäßig 
garantierter Grundrechte gegen das Programm der Hochrü­
stung, der Konfrontation und des Sozialabbaus, für den Frie­
den und die Gewährung der Bürgerrechte eintritt, läuft Ge­
fahr, Opfer der Maßnahmen der CIA und des FBI zu werden. 
Die Reagan-Administration hat dazu grünes Licht gegeben.

R. L.
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